
tersuchung. Es sagt nur aus, dass es keine Zurechnungsvorschrift
im VersVG gibt, die für das Versicherungsrecht allgemeine Be-
deutung hat. An der „Repräsentantenhaftung“ ist wiederum je-
denfalls richtig, dass bestimmte Personen dem VN unzweifelhaft
zugerechnet werden. Wer das ist, ist eine Wertungsfrage, für die
allgemein-zivilrechtliche Zurechnungsregeln in den Blick ge-
nommen werden müssen.
Dabei stellt sich heraus, dass § 1313a ABGB für die Zurech-

nung des Verhaltens Dritter bei der Erfüllung sekundärer Ob-
liegenheiten (Information, Aufklärung) unmittelbar anwendbar
ist. Die Anwendung der Erfüllungsgehilfenhaftung ist für die-
sen Bereich sachlich zutreffend. Sie steht außerdem im Ergeb-
nis in Einklang mit der Judikatur des OGH, der dem VN den
„zur Abwicklung des Versicherungsfalls“ Bevollmächtigten zu-
rechnet.
Die hA, wonach § 1313a ABGB hingegen bei der Gefahrver-

waltung weder direkt noch analog anwendbar ist, trifft zu. Die
hinter der Erfüllungsgehilfenhaftung stehende ratio, dass der
Gläubiger nicht dadurch schlechtergestellt werden darf, dass
der Geschäftsherr seine ihm gegenüber zu erledigenden Aufga-
ben (Interessenverfolgung) auf einen Dritten auslagert, greift
nicht in demselben Maß.

Das bedeutet aber wiederum nicht, dass eine Zurechnung im
österreichischen Versicherungsrecht bei der Gefahrverwaltung
ausscheidet. Vielmehr sind die Grundsätze der schadenersatz-
rechtlichen Repräsentantenhaftung (= Haftung für Organe und
Machthaber) auch auf das Versicherungsrecht zu übertragen. Sie
beschränken sich außerdem nicht auf juristische Personen. Viel-
mehr müssen sich auch natürliche Personen Machthaber zurech-
nen lassen. Blickt man auf die Wertungen, die hinter der deut-
schen Repräsentantenhaftung und der österreichischen Macht-
haberhaftung stehen, zeigen sich klare Parallelen. Spricht sich
der OGH daher explizit für die von ihm bereits angedachte
und in der Sache ohnehin praktizierte Anwendung der Macht-
haberhaftung im Versicherungsrecht aus, fällt der einleitend so
bezeichnete „markanteste Unterschied“ zwischen österreichi-
scher und deutscher Rechtslage weg. Das wäre ein einfach erziel-
bares und zugleich sachgerechtes Ergebnis.
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A. Einleitung

Mit der E 7 Ob 99/23v1 hat der OGH die bereits seit Längerem
stRsp des BGH2 zum Regressschutz des Wohnungsmieters über-
nommen. Dem Wohnungsmieter kommt nunmehr auch nach
der österr Judikatur ein im Sachversicherungsvertrag stillschwei-
gend vereinbarter Regressverzicht für die leicht fahrlässige Her-
beiführung des Versicherungsfalls zugute. Diese Richtungsent-
scheidung durch das Höchstgericht passierte in Österreich unter
anderen Vorzeichen als noch gut 20 Jahre zuvor in Deutschland.
Anders als der BGH, der den Ausschluss eines Regressanspruchs
gegen den prämienzahlenden Mieter vor der Judikaturwende
2000 noch auf einen konkludenten Haftungsausschluss im Miet-
vertrag stützte,3 ließ der OGH einen entsprechenden Regressan-
spruch des Gebäudeversicherers in seiner Vorjudikatur noch zu.4
Während die Judikaturwende des BGH also in einer dogmatisch
veränderten Begründung bestand, änderte der OGH auch das
Resultat.
Im Ergebnis ist dieses Umdenken zu begrüßen. Der Woh-

nungsmieter, dem die (anteilige) Versicherungsprämie über die
Betriebskosten überwälzt wird, soll auch in den Genuss des selbst
finanzierten Versicherungsschutzes kommen, indem er von Re-
gressansprüchen bei leichter Fahrlässigkeit befreit wird. Dafür
spricht aus Sachgerechtigkeitsgesichtspunkten nicht nur die Prä-
mienumlage, sondern auch der Umstand, dass sich der Sachver-
sicherungsschutz gegenüber dem Eigentümer5 grundsätzlich (zu-
mindest) auch auf die leicht fahrlässige Herbeiführung des Ver-
sicherungsfalls erstreckt (vgl § 61 VersVG). Es erschiene nicht
einsichtig, wieso es dem Versicherer allein wegen der Fremdnut-
zung der versicherten Sache offenstehen sollte, dieses Risiko der
leicht fahrlässigen Schadensverursachung auf den Sachnutzer ab-
zuwälzen.
Ob für den daher angezeigten „Regressschutz“ des Mieters der

nunmehr judizierte und von Armbrüster6 grundlegend herausge-
arbeitete konkludente Regressverzicht der „richtige“ Weg zum
Ziel ist, soll im vorliegenden Beitrag nicht abschließend beurteilt
werden. Ein „Schwarz-Weiß-Denken“ bei einzelfallabhängigen
Fragen der Vertragsauslegung erscheint aber ohnehin nicht ziel-
führend.7 Stattdessen nimmt der Beitrag die jüngste OGH-Ent-
scheidung zum Anlass, aufkeimende Folgeprobleme des Regress-
verzichts – auch unter Berücksichtigung alternativer Lösungswe-
ge – zu beleuchten (C.). Ein besonderes Augenmerk soll dabei
auch auf den jüngst vorgeschlagenen „gesetzlichen Regress-
schutz“ gelegt werden (B.).
Als Ausgangspunkt erscheint es dafür allerdings unumgäng-

lich, die im Schrifttum bereits umfassend untersuchten und von
der Rsp aufgegriffenen vertraglichen Regressschutz-Ansätze in
der gebotenen Kürze darzustellen: Wie schon insinuiert, kom-
men einerseits Lösungsansätze, die an der Auslegung des Versi-
cherungsvertrags (idF: „versicherungsvertraglicher“ Regress-
schutz) ansetzen, in Betracht. Eine Möglichkeit dafür ist die An-
nahme der Mitversicherung eines eigenen Interesses des Schädi-
gers (sog „Sachersatzinteresse“8), womit dieser nicht als „Dritter“9
iSd § 67 Abs 1 VersVG zu qualifizieren wäre und als Regress-
schuldner nicht in Betracht kommt.10 Ebenso über die Auslegung
des Versicherungsvertrags wird der bereits angesprochene und
nunmehr judizierte stillschweigende Regressverzicht des Sach-
versicherers hergeleitet. Gemein ist diesen Ansätzen, dass das
Schutzbedürfnis des Sachnutzers über die (vermeintlichen) Inte-
ressen des VN in den Vertrag einfließen soll. Der VN habe ein
erkennbares Interesse an der Unterhaltung guter Beziehungen
zum Mieter (und zu weiteren Nutzungsberechtigten). Ebenso

sei es nicht in seinem Sinne, die finanzielle Situation des Mieters,
die immerhin für die Entrichtung des Mietzinses bedeutend ist,
durch Regresse zu beeinträchtigen. Mangels entgegenstehender
dem VN ausreichend erkennbarer Interessen des Versicherers
am Fortbestand des Regressanspruchs habe dies zur Folge, dass
der Sachversicherungsvertrag einen Regressschutz des Mieters
inkludiere.11
Gleichermaßen kann ein entsprechender Mieterschutz wie er-

wähnt durch die Annahme einer (konkludenten) Haftungsbe-
schränkung im Sachnutzungsvertrag („haftungsrechtlicher“ oder
„mietvertraglicher“ Regressschutz) erzielt werden, weil die An-
wendung des § 67 Abs 1 VersVG diesfalls mangels zedierbaren
Schadenersatzanspruchs scheitert.12 Befürworter dieses Ansatzes
erkennen die eigentliche Rechtfertigung für einen Schutz des
Mieters in der Prämienüberwälzung und damit in einem Um-
stand aus dem Mietvertrag. Die Überwälzung der Prämie ohne
konkrete Gegenleistung lasse eine planwidrige Vertragslücke im
Mietvertrag entstehen, die im Wege ergänzender Vertragsausle-

1 OGH 27. 9. 2023, 7 Ob 99/23v.
2 Grundlegend BGH IV ZR 298/99 VersR 2001, 94 (Lorenz; Wolter); s auch BGH VII
ZR 28/04 VersR 2005, 498; BGH IV ZR 273/05 VersR 2006, 1536; BGH V ZR 108/
06 VersR 2008, 1108; BGH IV ZR 116/05 NJW 2006, 3711.

3 BGH II ZR 64/56 NJW 1956, 1915; anders beurteilte der BGH hingegen die
Schädigung bei Nutzung eines Kfz aufgrund eines unentgeltlichen Auftrags
(BGH II ZR 126/57 VersR 1959, 500). Bei der Annahme eines stillschweigenden
Haftungsausschlusses kam es nach dem BGH also notwendigerweise auf die
Belastung des Gebrauchsberechtigten mit der Versicherungsprämie an; zur
Transportversicherung BGH II ZR 254/59 BeckRS 1961, 31181999; zur Feuer-
versicherung BGH IV ZR 342/88 VersR 1990, 625; BGH VIII ZR 41/95 VersR 1996,
320; zur Leitungswasserversicherung BGH IV ZR 284/89 VersR 1991, 462. Der
OGH nahm Haftungsbeschränkungen bislang vor allem im Bereich der Kas-
koversicherung an. Allerdings lässt sich dies mE nicht als generelles Optieren
für eine „haftungsrechtliche Lösung“ verstehen (in diese Richtung Kath, Re-
gress des Versicherers [2011] 114ff). Denn in den E lagen entweder konkrete,
über die Prämienumlage hinausgehende Anhaltspunkte für eine entspre-
chende Vertragsauslegung vor (OGH 2 Ob 102/61 ZVR 1961, 257) oder die
Haftungsbeschränkung war gar de facto ausdrücklich verankert (OGH 7 Ob
33/79 VersR 1980, 371; OGH 6. 5. 1975, 7 Ob 82/75; ebenso zur Maschinen-
bruchversicherung OGH 30. 6. 2021, 7 Ob 219/20m).

4 Gegen den Untermieter: OGH 7. 4. 2000, 7 Ob 34/99x; zuvor schon aus-
drücklich gegen den Hauptmieter: OGH 7 Ob 21/83; 7 Ob 48/83, jeweils in
VersR 1984, 1181; ebenso gegen den Pächter: OGH 7 Ob 23/81 VersR 1982,
786.

5 Dieser ist als Träger des Sacherhaltungsinteresses grundsätzlich versichert.
6 Armbrüster, Der Schutz von Haftpflichtinteressen in der Sachversicherung
(1994).

7 Der der E 7 Ob 99/23v zugrunde liegende Sachverhalt legte eine Lösung auf
Ebene des Versicherungsvertrags wohl zumindest nahe, weil dem Versicherer
nach dem festgestellten Sachverhalt die künftige (ausschließliche) Fremd-
nutzung der Wohn- und Geschäftsräumlichkeiten bekannt gewesen sein
dürfte.

8 Als Sachersatzinteresse wird allgemein das Interesse bezeichnet, nicht auf-
grund der Haftung für Beschädigung, Zerstörung oder Verlust einer fremden
Sache einen Vermögensnachteil zu erleiden (dazu Wandt in Martin/Reusch/
Schimikowski/Wandt, Sachversicherung4 [2022] § 1 Rz 27f). Es handelt sich
beim Sachersatzinteresse also um ein – wenngleich sachbezogenes – Haft-
pflichtinteresse.

9 Dritter ist nach der Rsp nämlich „jeder, der nicht Versicherungsnehmer oder
Versicherter ist“ (RIS-Justiz RS0081376; 3 Ob 132/57 JBl 1957, 622; ähnlich
Baumann in Honsell, Berliner Kommentar VVG [1999] § 67 Rz 51). Entschei-
dend kommt es dabei darauf an, wessen Interesse versichert ist (Segger in
Langheid/Wandt, Münchener Kommentar zum VVG I3 [2022] § 86 Rz 114ff;
Kath, Regress 85). Wird daher das Sachersatzinteresse des Schädigers mit-
versichert, ist dieser in Ansehung des Inhabers des kongruenten Sacherhal-
tungsinteresses nicht Dritter iSd § 67 Abs 1 VersVG.

10 Als frühe Befürworter sind hier Martin, Deckung des Haftpflichtrisikos in der
Sachversicherung, VersR 1974, 821 und Honsell, Der Regreß des Sachversi-
cherer nach § 67 VVG bei Gebrauchsüberlassung an Dritte im österreichi-
schen Recht, VersR 1985, 301 zu nennen.

11 Ausf zu alldem statt aller Armbrüster, Haftpflichtinteressen 113ff.
12 Vertreter dieses Ansatzes sind insb Ch. Huber, Rechtsfolgen der Überwälzung
von Prämien einer Sachversicherung beim Mietvertrag, VersR 1988, 265;
Kath, Regress 158ff; in D Günther, Der Regress des Sachversicherers7 (2022)
Rz 615ff; Heinicke, Sachversicherung und fremde Interessen (2002).
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gung durch eine Haftungsbeschränkung für leichte Fahrlässigkeit
zu schließen sei.13
Schließlich kommt – als dritter Lösungsweg – auch ein objek-

tiv-abstrakter Ansatz in Betracht, der die Anwendung des § 67
Abs 1 VersVG für bestimmte Nutzungsverhältnisse aus teleolo-
gischen Gründen ausschließt (idF auch „gesetzlicher Regress-
schutz“). Dieser jüngst in Ö vorgebrachte Ansatz soll im Folgen-
den noch ausführlicher dargestellt werden (B.). Nicht näher ein-
gegangen wird hingegen auf die methodische Begründung der
vertraglichen Ansätze; dafür sei an dieser Stelle auf die jeweiligen
Befürworter verwiesen.14

B. Der objektiv-abstrakte Ansatz

§ 67 VersVG adressiert das Regressproblem bei Fremdnutzung
der versicherten Sache – anders als etwa die Parallel-Bestim-
mung in der Schweiz15 – nicht ausdrücklich. Allerdings ist der
noch auf die Urfassung des dVVG aus 1908 zurückgehende
Wortlaut bezüglich der Person des Regressschuldners einigerma-
ßen offen formuliert. Zediert werden nach § 67 Abs 1 VersVG
Schadenersatzansprüche des VN gegen „Dritte“.
Nach einem bereits vor der OGH-Leitentscheidung vorge-

brachten Vorschlag Burtschers16 kann nun die Anwendbarkeit
des § 67 Abs 1 VersVG gegenüber berechtigten Sachnutzern
uU bereits aus teleologischen Gründen ausscheiden. Das ergebe
sich aus den typischen Interessen der Parteien des Sachversiche-
rungsvertrags,17 die bei berechtigter und bestimmungsgemäßer
Sachnutzung ausnahmsweise nicht auf einen Regress gerichtet
seien. Burtscher erkennt in der Armbrüster’schen Interessenana-
lyse also abstrahierbare und damit schon für die Gesetzesausle-
gung maßgebliche Wertungsgesichtspunkte. Nachdem die Legal-
zession im dVVG 1908 aus der früheren Vertragspraxis entstan-
den ist und damit selbst an den mutmaßlichen Parteiwillen an-
knüpft,18 erscheint es tatsächlich eingängig, eine typisiert
abweichende Interessenlage bereits auf Gesetzesebene fruchtbar
zu machen.19 Dies kann gewiss ein Ausgangspunkt für eine ein-
schränkende Auslegung des § 67 Abs 1 VersVG sein; hinzutreten
müssen mE aber weitere teleologische Argumente, die an die
zentralen Wertungen der Legalzession anknüpfen. § 67 VersVG
hat primär die Vermeidung einer Bereicherung des Schädigers
sowie des VN vor Augen (doppelte Vermeidung einer Bereiche-
rung).20 Jedenfalls auf die klassischen Mieterregressfälle treffen
diese Zwecke allerdings nicht zu: Es droht eben keine Bereiche-
rung des Schädigers, wenn er selbst die Versicherungsprämien
trägt.21 Ganz in diesem Sinne brachte es schon Honsell auf den
Punkt: „Die Überlegung, der Schädiger dürfe nicht frei werden, ist
geradezu abwegig, wenn er in Wahrheit die Prämienzahlung auf-
gebracht hat oder aus sonstigen Gründen zumindest wirtschaftlich
als Versicherter zu betrachten ist.“22
Die Annahme einer typisiert auf eine Regressbefreiung ge-

richteten Interessenlage, verbunden mit der nicht einschlägigen
zentralen Wertung der Regressnorm, ist nun also durchaus ein
gewichtiges Argument dafür, den Begriff des „Dritten“ iSd § 67
Abs 1 VersVG so auszulegen, dass ein Nutzungsberechtigter, der
zugleich den Versicherungsschutz finanziert, nicht davon erfasst
wird. Tatsächlich kann schon rein sprachlich kaum mehr von
einem „Dritten“ die Rede sein, wenn die damit angesprochene
Person nicht nur die versicherte Sache (als Bezugspunkt des ver-
sicherten Risikos) dauerhaft und anstelle des Eigentümers nutzt,
sondern – wirtschaftlich betrachtet – auch die charakteristische
Hauptleistung des VN erbringt. Dieses enge Naheverhältnis zum
Sachversicherungsvertrag ermöglicht mE die Annahme eines Re-

gressschutzes innerhalb der Wortlautgrenze: Der prämienzahlen-
de Mieter ist in der Gebäudeversicherung also idR kein Dritter
iSd § 67 Abs 1 VersVG. Er unterliegt, ebenso wie der Träger ei-
nes Sachersatzinteresses, schon ex lege keinem Regressanspruch
des Versicherers.23
Einer im Ergebnis entsprechenden, aber aufgrund des offenen

Wortlauts gar nicht erforderlichen teleologischen Reduktion des
§ 67 Abs 1 VersVG wurden jüngst durch Uitz24 subjektiv-teleo-
logische Argumente entgegengebracht: Der Weg zur Rechtsfort-
bildung sei nicht beschreitbar, weil der Gesetzgeber mit der Po-
sitivierung der ausdrücklichen Regressausnahme in § 67 Abs 2
VersVG zum Ausdruck bringe, weitere Personen eben nicht pri-
vilegieren zu wollen. Diese Ansicht beruht mE zumindest für Ö
auf der unzutreffenden Prämisse einer Vergleichbarkeit des An-
gehörigenschutzes in § 67 Abs 2 VersVG mit dem in Rede ste-
henden Regressschutz. Die Ausnahme prämienzahlender Nut-
zungsberechtigter fußt allerdings wie soeben dargestellt entschei-
dend auf dem diesfalls ausnahmsweise nicht bestehenden Be-
dürfnis der Vermeidung einer Bereicherung des Schädigers. Es
handelt sich also um eine abstrakt umschreibbare Fallgruppe, die
von der Grundwertung der Zessionsbestimmung in § 67 Abs 1
VersVG nicht erfasst ist. Demgegenüber hat die Privilegierung
naher Angehöriger grundsätzlich nichts mit einem ausnahms-
weise intendierten „Schädigerschutz“ zu tun. Sie ist vielmehr
aus anderen Gründen gerechtfertigt, denen der Gesetzgeber Pri-
orität einräumt: Es geht um den Schutz des VN selbst und die
faktische Aufrechterhaltung seines Versicherungsschutzes, der
durch den Regress gegen eine typischerweise mit dem VN in ei-
ner Wirtschaftsgemeinschaft stehende Person nicht ausgehöhlt
werden soll.25 Aufgrund der ganz unterschiedlichen Stoßrichtung

13 Kath, Regress 161ff.
14 FN 10–12.
15 Art 95c Abs 3 lit c des schweizerischen VVG (näher dazu Burtscher, JBl 2024,
323 [326]).

16 Burtscher, Haftungsausschluss, Legalzession und Regressverzicht des Sach-
versicherers, Korrespondenz zu OGH 7 Ob 219/20m, JBl 2022, 123 (126);
ebenso I. Vonkilch, wobl 2023, 508 (512f).

17 Burtscher, JBl 2022, 123 (126).
18 So war es schon vor der Legalzession im 19. Jahrhundert schlicht üblich, den
VN zur Abtretung etwaiger Schadenersatzansprüche zu verpflichten: dazu
Oertmann, Die Vorteilsausgleichung beim Schadenersatzanspruch im römi-
schen und deutschen bürgerlichen Recht (1901) 111ff. Eine Verpflichtung zur
späteren rechtsgeschäftlichen Zession fand sich oftmals in den Versiche-
rungsbedingungen (s Schultz, Grundsätze der versicherungsrechtlichen
Vorteilsausgleichung [1934] 56f).

19 Dazu auch schon Hagen in Ehrenberg, Handbuch des gesamten Handels-
rechts VIII/I (1922) 650.

20 Weder der VN noch der Schädiger soll durch die Versicherungsleistung einen
Vorteil erlangen, so bereits die Motive zum deutschen VVG 1908 139; zur
heute nach wie vor maßgeblichen Bedeutung dieses Zwecks statt aller BGH
IV ZR 169/20 VersR 2021, 772; Perner, Privatversicherungsrecht2 (2024)
Rz 3.101; Segger in Langheid/Wandt, MüKo VVG I3 § 86 Rz 17 mwN.

21 Vgl I. Vonkilch, wobl 2023, 508 (512f).
22 Honsell, VersR 1985, 301, der aber dennoch keine objektive Lösung in Be-
tracht zieht, sondern für die (freilich vertragliche) Einbeziehung der Sach-
ersatzinteressen optiert.

23 Die bloße Nichtanwendung der Legalzession bewirkt selbstverständlich noch
nicht automatisch den Untergang des Schadenersatzanspruchs. Allerdings
wird im Haftungsverhältnis eine Vorteilsanrechnung anzunehmen sein, weil
die Versicherungsleistung eine Begünstigung des Schädigers in dieser Kon-
stellation ausnahmsweise – und entgegen der hM bei der Summenversi-
cherung – weitaus eher bezweckt als eine über den Schadensausgleich hi-
nausgehende Bevorteilung des VN (vgl § 55 VersVG). Eine nähere Untersu-
chung der notwendigen schadenersatzrechtlichen Absicherung eines ge-
setzlichen Regressschutzes muss an dieser Stelle einer näheren
Untersuchung vorbehalten bleiben.

24 Uitz, Der konkludente Regressverzicht des Gebäudeversicherers zugunsten
leicht fahrlässiger Bestandnehmer, ImmoZak 2024, 7 (8f).

25 Siehe bereits Motive 140; s auch RIS-Justiz RS0081412; OGH 23. 11. 1988,
7 Ob 44/88 mwN aus D; BGH IV ZR 270/78 VersR 1980, 644; ausf etwa Müller,
Regreß nach § 1542 RVO bei Schadenszufügung unter Familienangehörigen,
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der Angehörigenbegünstigung lässt sich aus § 67 Abs 2 VersVG
mE keinesfalls auf einen gesetzgeberischen Willen schließen, der
anderen Regressausnahmen grundlegend entgegenstünde. We-
sentlich näher liegt die Annahme, dass das gegenständliche Re-
gressproblem schlicht nicht bedacht wurde. Anders mögen sich
diese methodischen Fragen freilich in D darstellen. Zwar verfolgt
das Privileg der häuslichen Gemeinschaft in § 86 Abs 3 VVG
auch hier andere Zwecke als der besprochene Regressschutz.
Doch wurde diese Wertungsdivergenz durch die Herausnahme
der Angehörigeneigenschaft als Voraussetzung des Regressprivi-
legs im Rahmen der Reform 2008 etwas abgeschwächt. Überdies
war dem Gesetzgeber die Diskussion und Rsp rund um den Re-
gressschutz zu diesem Zeitpunkt zweifelsohne bekannt, veran-
lasste ihn aber dennoch nicht zur Positivierung einer entspre-
chenden Regressausnahme. Anders als in Ö sprechen in D also
sehr wohl historische Argumente gegen eine einschränkende
Auslegung der Regressnorm.
Überspannt werden darf ein objektiver Ansatz, der immerhin

vom bisher einhelligen Verständnis der Regressnorm abweicht,
aber auch in Ö nicht. Es ist im Allgemeinen nämlich auch nach
der hier vertretenen Auffassung nicht abzustreiten, dass Dritter
iSd § 67 Abs 1 VersVG grundsätzlich derjenige ist, dem kein zum
konkreten Schaden kongruentes Interesse zukommt.26 Durch
den mit diesem Verständnis einhergehenden weiten Kreis an po-
tentiellen Regressschuldnern wird nicht nur möglichst umfas-
send den Zwecken der Legalzession zum Durchbruch verhol-
fen.27 Es passt auch schlicht in die Systematik des VersVG, das
im Bereich der Schadensversicherung vielfach auf dem Interes-
sebegriff aufbaut.28 Vor diesem Hintergrund ist einleuchtend,
dass Regressschuldner dem Grunde nach all jene Personen sein
können, denen keine geschützte Position in Form eines scha-
denskongruenten Interesses aus dem Versicherungsvertrag zu-
kommt. Dass diese Negativdefinition des Dritten aber rein vom
Wortlaut nicht zwingend und ein engeres Verständnis bei Vor-
liegen durchgreifender teleologischer Argumente daher denkbar
ist, wurde bereits dargelegt. Das Vorliegen zweier Umstände ist
dafür nach dem oben Gesagten stets erforderlich: Der Schädiger
muss die versicherte Sache dauerhaft und anstelle des Eigentü-
mers nutzen,29 damit ein für die einschränkende Auslegung hin-
reichendes Naheverhältnis zur versicherten Sache und damit
zum Versicherungsverhältnis vorliegt. Hinzutreten muss – als te-
leologische Rechtfertigung – die Prämientragung durch den
Schädiger.30 Objektiv-abstrakter Regressschutz kann damit ledig-
lich für entgeltliche und andauernde Nutzungsverhältnisse beste-
hen. Der Schutzbereich erfasst folglich in erster Linie Mieter,
Pächter und Leihnehmer, sofern diese die (anteiligen) Betriebs-
kosten und damit die Versicherungsprämien tragen.

Der prämienzahlende Mieter ist kein „Dritter“ iSd
§ 67 Abs 1 VersVG und unterliegt keinem Regress-
anspruch des Versicherers.

Damit zeigt sich aber eines: Die Thematik rund um den Regress-
schutz des Sachnutzers, die freilich auch andere Sachnutzungs-
verhältnisse betrifft, kann nur zum Teil, jedenfalls aber nicht al-
lein auf Gesetzesebene gelöst werden. Vertraglichem Regress-
schutz kommt daher auch nach der hier vertretenen Ansicht
nach wie vor erhebliche Bedeutung zu. Überdies schließen sich
unterschiedliche Formen des Regressschutzes nicht aus, sie kön-
nen nebeneinander vorliegen und auch kumulieren.31 Lässt also
die Auslegung des Mietvertrags oder des Versicherungsvertrags
im Einzelfall keinen Zweifel am Vorliegen einer Haftungs- oder

Regressbeschränkung aufkommen, beschränkt sich die Rolle des
objektiv-abstrakten Ansatzes auf die Darbietung eines „Auffang-
netzes“, das einen gewissen Mindeststandard an Regressschutz
gewährleistet.32
Deshalb – und weil die Rsp in Ö wie in D den vertraglichen

Regressverzicht eben auch beimMieterregress judiziert – werden
ausgewählte Folgefragen im Folgenden für alle Regressschutzfor-
men behandelt.

C. Ausgewählte Folgefragen

Die nachstehende Darstellung bietet einen Ausschnitt an aus
Sicht des Verfassers besonders relevanten Folgeproblemen, die
sich im Zusammenhang mit Regressschutzfragen stellen. Dane-
ben bestehen freilich weitere Problemfelder,33 wie etwa das Ver-
hältnis des Regressschutzes zu einer deckungspflichtigen Haft-
pflichtversicherung, die in diesem Beitrag nicht behandelt wer-
den und einer weiteren Untersuchung vorbehalten bleiben.

1. Ausdrücklicher Regressvorbehalt
a) Versicherungsvertraglicher Regressschutz
Eine offenkundige rechtsfolgenseitige Schwäche vertraglicher
Regressschutzformen liegt darin begründet, dass die Annahme
konkludenter Vereinbarungen (etwa Regressverzichte) dort an
ihre Grenzen stößt, wo Gegenteiliges ausdrücklich vereinbart
wurde.34 Eine naheliegende Reaktion der Praxis auf höchstge-
richtliche Entscheidungen, die den Versicherern Regressverzich-
te unterstellen, wäre immerhin die Vereinbarung ausdrücklicher
Ausschlüsse solcher Verzichte. Ebenso denkbar ist, dass der fest-
gestellte Sachverhalt im Einzelfall schlicht die Annahme eines
konkludenten Regressverzichts nicht zulässt.35 Derartige Einzel-
fallumstände vereiteln die „Verzichtslösung“ und im Falle der

in FS Schieckel (1978) 205 (213f); Quast, Der Ausschluss der Regressnahme
von Privatversicherern und Sozialversicherungsträgern bei Schadenszufü-
gungen unter Familienangehörigen (§§ 67 VVG, 640 und 1542 RVO) (1975)
100.

26 Kath, Regress 88; ausf Armbrüster, Haftpflichtinteressen 31ff; ders in Prölss/
Martin, VVG I32 (2024) § 86 Rz 22, mit Judikaturnachweisen in Rz 27ff; Kraus,
Die Versicherung für fremde Rechnung (2017) 179; zum Kongruenzkriterium
auch die Rsp, s OGH 30. 1. 1992, 7 Ob 34/91 zur Bauwesenversicherung:
Maßgebend sei stets, „ob Regreß wegen solcher Schäden genommen wird, für
die der [Schädiger] tatsächlich mitversichert ist“.

27 Vgl Segger in Langheid/Wandt, MüKo VVG I3 § 86 Rz 114.
28 Vgl die ausdrückliche Bezugnahme in den §§ 57ff, 68, 80 VersVG. Auch ohne
ausdrückliche Erwähnung im Gesetz ist das versicherte Interesse zentraler
Anknüpfungspunkt für die Frage, ob eine geschützte Position vorliegt (vgl
dazu zB die Bestimmungen zur Versicherung für fremde Rechnung [statt aller
Kraus, Fremde Rechnung 47 mwN]).

29 Eine nähere Eingrenzung des Dauerhaftigkeitskriteriums soll einer näheren
Untersuchung vorbehalten bleiben.

30 Insofern etwas anders Burtscher, JBl 2022, 123 (126).
31 Dazu schon Kath, Regress 102f; ebenso Burtscher, JBl 2022, 123 (124).
32 Zur Reichweite der unterschiedlichen Regressschutzformen sogleich (C.2.
und 3.).

33 Dazu Kath, Zur Frage der Mitversicherung des Sachersatzinteresses des
Mieters in einer vom Gebäudeeigentümer abgeschlossenen Gebäudeversi-
cherung, ZVers 2024, 129 (133f).

34 Darauf hinweisend auch Segger in Langheid/Wandt, MüKo VVG I3 § 86 Rz 218.
35 So betont der OGH in 7 Ob 99/23v, dass ein Hinweis des Versicherers auf die
am Versicherungsmarkt bestehende Möglichkeit der Vereinbarung eines
Regressverzichts zu Gunsten der Mieter der VN nicht festgestellt werden
konnte. Tatsächlich könnte ein solcher Hinweis, womit gleichzeitig der feh-
lende Verzicht in den eigenen Bedingungen klar zum Ausdruck gebracht
wird, der Annahme eines stillschweigenden Verzichts entgegenstehen. Von
der rechtsgeschäftlichen Bedeutung eines solchen Hinweises zu unter-
scheiden ist die Frage, ob der Versicherer auch verpflichtet ist, den VN aus-
drücklich über einen fehlenden Regressverzicht aufzuklären. Das wird nur in
den seltensten Fällen anzunehmen sein (vgl Armbrüster, Haftpflichtinteres-
sen 163f).
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Verschließung vor alternativen Lösungswegen damit die Erzie-
lung eines sachgerechten Ergebnisses.36
Zumindest in Deutschland dürfte sich die Vereinbarung aus-

drücklicher „Regressvorbehalte“ nicht durchgesetzt haben; das
Problem wurde im Schrifttum dennoch thematisiert. So soll nach
manchen Stimmen eine Klausel, die den konkludenten Regress-
verzicht zulasten des Mieters ausschließt, unangemessen nach-
teilig und gem § 307 BGB unwirksam sein.37 Immerhin seien
im Rahmen der Inhaltskontrolle auch Drittinteressen zu berück-
sichtigen, wenn der VN für den Schutz des Dritten verantwort-
lich sei oder durch dessen Benachteiligung selbst einen Nachteil
erleide.38 Richtig daran ist, dass eine echte Verantwortlichkeit des
VN – im Sinne einer gesetzlichen oder vertraglichen Verpflich-
tung – zu einer mittelbaren Berücksichtigung der zu schützenden
Drittinteressen bei Vertragsauslegung und AGB-Kontrolle füh-
ren kann. Das sind etwa jene Fälle, in denen eine Pflicht zum
Abschluss einer Versicherung besteht, die ihrerseits den Schutz
geschädigter Dritter bezweckt.39 Hier hat der VN ein erhebliches
Eigeninteresse daran, seiner gesetzlichen Verpflichtung nachzu-
kommen, weshalb dem Geschädigtenschutz ein erhebliches Ge-
wicht zukommt. Eine derartige Verantwortlichkeit des VN ge-
genüber demMieter besteht allerdings nicht.40 Denkbar ist daher
allenfalls, dass durch die Abbedingung eines Regressverzichts in
jene Interessen des VN, die bereits zur Begründung des konklu-
denten Regressverzichts dienten,41 eingegriffen wird. Dass diese
Interessenlage, also iW das Interesse des VN an einem harmoni-
schen Mietverhältnis, als Maßstab für die Inhaltskontrolle nicht
besonders stark wiegen kann, ist im Rahmen der gebotenen In-
teressenabwägung zu berücksichtigen. Richtigerweise wurde da-
her im dt Schrifttum darauf hingewiesen, dass derartige VN-In-
teressen nicht hinter das Regressinteresse des Versicherers zu-
rücktreten können.42 Die Herleitung des konkludenten Regress-
verzichts gründet sich eben nicht darauf, dass dem Versicherer
gar kein berechtigtes Regressinteresse zuerkannt wird, sondern
darauf, dass dieses dem VN mangels Offenlegung nicht hinrei-
chend erkennbar ist.43 Legt der Versicherer sein Interesse via Re-
gressvorbehalt aber offen, besteht keine schützenswerte Erwar-
tungshaltung des VN mehr.
In D kann ein Regressvorbehalt wohl bereits als deklaratori-

sche Klausel iSd § 307 Abs 3 BGB44 und damit als kontrollfrei
verstanden werden,45 weil der Versicherer lediglich deklariert,
nicht auf ein gesetzlich zustehendes Recht (§ 86 Abs 1 VVG)
zu verzichten. Da das österr Recht eine solche Einschränkung
der Inhaltskontrolle nicht kennt46 und § 67 Abs 1 VersVG zu-
mindest keine dezidierte Aussage zum Regress gegen berechtigte
Sachnutzer trifft, wird der weite Anwendungsbereich des § 879
Abs 3 ABGB hingegen eröffnet sein. Am Ergebnis der Zulässig-
keit eines Regressvorbehalts ändert dies mit dem oben Gesagten
aber nichts. Das durch die Offenlegung dem VN erkennbare In-
teresse des Versicherers am Vorbehalt seines Regressrechts nach
§ 67 VersVG begründet jedenfalls eine sachliche Rechtferti-
gung,47 sofern überhaupt eine Abweichung von berechtigten De-
ckungserwartungen des VN anzunehmen ist.48 Ein allein versi-
cherungsvertraglich begriffener Regressschutz kann das Problem
entgegenstehender Vereinbarungen daher nicht lösen.

b) Mietvertraglicher Regressschutz
Ähnlich gelagerte Probleme stellen sich bei der Annahme kon-
kludenter Haftungsbeschränkungen; auch im Mietvertrag kann
eine solche Haftungsbeschränkung ausgeschlossen werden. Wie-
derum erscheint die AGB-Kontrolle hier aber kein taugliches
Mittel zur Korrektur eines unerwünschten Ergebnisses.49 Ent-

scheidend für die Annahme einer Haftungsbeschränkung ist
die Überwälzung der Versicherungsprämien. Doch ist diese Um-
legung bereits ex lege und ohne Gegenleistung zulässig.50 Über-
dies wird hier der primäre Kritikpunkt an der haftungsrechtli-
chen Lösung schlagend: Die berechtigten Interessen des Vermie-
ters würden doch weitgehend vernachlässigt, legte man die Prä-
mienumlage im Sinne eines generellen Verzichts auf eigene
Schadenersatzansprüche gegen den Mieter aus.51 Diese Kritik er-
härtet sich freilich, wenn dem Vermieter nicht einmal die Mög-
lichkeit eines ausdrücklichen Haftungsvorbehalts verbleiben soll.
Richtigerweise wäre daher auch hier jedenfalls von einer sach-
lichen Rechtfertigung auszugehen. Auch ein allein auf mietver-
traglicher Grundlage verstandener Regressschutz birgt daher das
Risiko abweichender Vereinbarungen.

36 Immerhin war der OGH in 7 Ob 99/23v bemüht, den Regressverzicht als
exklusive Schutzform auszuerkiesen und von den anderen Lösungswegen –
insb zur haftungsrechtlichen Lösung – abzugrenzen. Tatsächlich setzt die
Einschlägigkeit eines Regressverzichts zumindest gedanklich zunächst vo-
raus, dass ein Schadenersatzanspruch besteht, der Mieter nicht mitversi-
chert ist und die Legalzession grundsätzlich greift.

37 Langheid in Langheid/Wandt, MüKo VVG I3 § 43 Rz 44; ebenso befürwortend
für den Fall, dass der Mieter keinen Haftpflichtversicherungsschutz genießt,
Gaul/Pletsch, Neueste Rechtsprechung des BGH zum Regress des Sachver-
sicherers gegen den schädigenden Mieter, NVersZ 2001, 490 (498).

38 Gaul/Pletsch, NVersZ 2001, 490 (498).
39 Von Bedeutung ist dies also in erster Linie bei der Pflichthaftpflichtversi-
cherung, s dazu Wilhelmer, Berufshaftpflichtversicherung (2022) Rz 331.

40 Selbstverständlich wird der Vermieter verpflichtet sein, die umgelegten
Prämien auch tatsächlich für eine Gebäudeversicherung zu verwenden. Ob
damit aber auch die Pflicht zur Vorsorge für den Regressschutz des Mieters
einhergeht (in diese Richtung erwägend Armbrüster, Der Schutz von Haft-
pflichtinteressen in der Sachversicherung, NVersZ 2001, 193 [196]; J. Prölss,
Der Schutz des Mieters vor einem Regreß des Gebäudeversicherers nach § 67
VVG, ZMR 2001, 157 [157 FN 2], der zumindest eine Aufklärungspflicht an-
nimmt), erscheint mit Blick auf die Rechtsfolgen höchst zweifelhaft. Wäre der
VN dann zur Freistellung des Mieters von dem Regress des Versicherers
verpflichtet, nur weil er eine Regressvorbehaltsklausel „übersehen“ hat?
Eine solche Klausel erachten Armbrüster und J. Prölss immerhin für wirksam
(FN 45).

41 Siehe dazu nur die Übersicht in der Einleitung (A.) und die dort zitierten
Quellen.

42 Klimke in Prölss/Martin, VVG I32 § 43 Rz 67; vgl auch J. Prölss, ZMR 2001, 157
(159).

43 J. Prölss, ZMR 2001, 157 (159).
44 Die Gerichte sollen nach dt Recht nicht die Angemessenheit des Gesetzes-
rechts überprüfen, s nur Schulte-Nölke in Schulze, BGB12 (2024) § 307 Rz 5.

45 So Klimke in Prölss/Martin, VVG I32 § 43 Rz 67; Armbrüster, Haftpflichtinte-
ressen 162; J. Prölss, ZMR 2001, 157 (159).

46 So ausdrücklich OGH 30. 3. 2016, 6 Ob 13/16d: „Zunächst ist nach österrei-
chischem Recht für die Kontrollunterworfenheit einer Klausel nicht maßgeb-
lich, ob diese vom dispositiven Recht abweicht oder nicht“; im Anschluss an
Graf, Zur Zulässigkeit der Vereinbarung einer Bearbeitungsgebühr im Kre-
ditvertrag, ÖJZ 2015, 293 (302). Nur Hauptleistungen sind in Ö kontrollfrei
(zum diesbezüglich sehr engen Verständnis im Versicherungsrecht RIS-Justiz
RS0128209).

47 Vgl zur Ablehnung der Sittenwidrigkeit nach § 879 ABGB bei „Streichung“
eines Art 10 AKKB entsprechenden Regressverzichts, weil „durch die Strei-
chung des Verzichtes [. . .] nur der gesetzliche Zustand hergestellt wurde“,
bereits OGH 13. 7. 1998, 7 Ob 42/98x.

48 RIS-Justiz RS0128209. Wenngleich ein konkludenter Regressverzicht – nach
Ansicht seiner Befürworter (s A.) – ohne die infrage stehende Klausel Ver-
tragsinhalt wäre (vgl Graf in Kletečka/Schauer, ABGB-ON1.06 [Stand 2024]
§ 879 Rz 341 mwN), sind die Erwartungen des VN wie erwähnt nicht be-
rechtigt.

49 In diese Richtung erwägend aber Kath, Regress 162f.
50 Das ergibt sich zum einen aus der Privatautonomie, die es erlaubt, den
Mietzins als Hauptleistung des Mieters frei festzulegen, und daher auch eine
kalkulatorische Umlage der Betriebskosten zulässt. Zum anderen – nämlich
dort, wo das MRG die Privatautonomie mit Blick auf die Festlegung des
Mietzinses beschränkt – ergibt sich die Zulässigkeit der „unentgeltlichen“
Prämienüberwälzung aus § 21 Abs 1 Z 4ff MRG, der die Überwälzung der
Prämien einer angemessenen Versicherung zulässt. Die Gebäudeversiche-
rung birgt für den Mieter zudem gewisse Vorteile (vgl § 7 MRG).

51 OGH 27. 9. 2023, 7 Ob 99/23v Rz 24; Klimke in Prölss/Martin, VVG I32 § 43
Rz 47; Armbrüster, NVersZ 2001, 193 (194).
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c) Gesetzlicher Regressschutz
Die zu den vertraglichen Regressschutzformen vereinzelt vertre-
tenen Ansätze zur Begründung einer Unzulässigkeit abweichen-
der Vereinbarungen sind aus den erwähnten Gründen dogma-
tisch nicht überzeugend, bringen aber ein gewisses Unbehagen
der Autoren zum Ausdruck: Wieso sollte der Mieter, der weiter-
hin die Versicherungsprämien bezahlt, seines Schutzes verlustig
werden, nur weil es Versicherer und/oder VN so vereinbaren?
Das lässt sich teleologisch nicht erklären und liegt allein darin
begründet, dass die gewählten Lösungswege methodisch nicht
weit genug reichen, um den Mieterregressschutz vollumfänglich
zu verwirklichen. Gerade hier scheint dem allgemeinen Rechts-
empfinden ein objektiv-abstrakter Regressschutzansatz besser zu
entsprechen. Weil dieser nicht vom Vorliegen einer gewissen In-
teressenlage der Parteien abhängig ist, stellt sich das Problem ei-
ner abweichenden Vereinbarung nicht. Es gibt in den Mieterre-
gressfällen eben kein gesetzlich zustehendes Regressrecht des
Versicherers und eine Abweichung vom derart verstandenen
Umfang des Regressrechts ist nicht möglich. Hierfür muss nicht
einmal auf AGB-rechtliche Kontrollmechanismen zurückgegrif-
fen werden.52 Vielmehr ergibt sich schon aus dem zugunsten des
VN zwingenden Charakter der Regressbestimmung (vgl § 68a
VersVG), dass ihr Anwendungsbereich nicht privatautonom zu-
gunsten des Versicherers ausgeweitet werden kann.53 Behält sich
der Versicherer einen Regressanspruch gegenüber dem prämien-
zahlendenMieter vor, ist allerdings genau das der Fall. § 67 Abs 1
VersVG käme auf diesen Fall grundsätzlich nicht zur Anwen-
dung (B.), womit die vertragliche Abweichung als Verstoß gegen
zwingendes Recht unwirksam wäre. Auch mietvertragliche Haf-
tungsvereinbarungen haben keinen Einfluss auf den objektiv-ab-
strakten Regressschutz, weil der Regress (erst) an der ausge-
schlossenen Zession des Schadenersatzanspruchs scheitert.54

Das Problem abweichender Vereinbarungen kann
nur durch einen objektiv-abstrakt verstandenen
Regressschutz gelöst werden.

2. Erstreckung auf grobe Fahrlässigkeit?
Eine Frage, die in der Diskussion erstaunlich wenig Beachtung
gefunden hat, ist jene nach dem tatsächlichen Umfang des Re-
gressschutzes. Dass sich dieser „nur“ auf die leicht fahrlässige
Schadensverursachung erstreckt, wird dabei vielfach einfach vo-
rausgesetzt. Auf den ersten Blick rührt dies aus der gesetzlichen
Anordnung in § 61 VersVG bzw § 61 VVG aF, wonach auch der
Versicherungsschutz ab grob fahrlässiger Herbeiführung des
Versicherungsfalls ausgeschlossen wird.55 Allerdings ist es denk-
bar, dass sich der vertragliche Versicherungsschutz entgegen der
dispositiven Anordnung in § 61 VersVG auch auf die grob fahr-
lässige Herbeiführung des Versicherungsfalls erstreckt. In D ist
dies seit der VVG-Reform aus 2008 gar die Grundregel; der neue
§ 81 VVG sieht im Falle der groben Fahrlässigkeit (zumindest)
eine teilweise Deckungspflicht des Versicherers vor.56 Es stellt
sich daher die Frage, inwieweit ein umfassenderer Versiche-
rungsschutz auch dem Regressbegünstigten zugutekommen
kann oder muss.

a) Versicherung des Sachersatzinteresses
Auf der Hand liegt die Lösung hier zunächst im Bereich der ech-
ten Mitversicherung des Sachersatzinteresses. Die echte Mitver-
sicherung eines vom Sacherhaltungsinteresse abgeleiteten Ersatz-
interesses bedeutet zunächst, dass dieses auch unmittelbar der
konkreten Risikoumschreibung des Versicherungsvertrags und

damit auch den subjektiven Risikoausschlüssen unterliegt. Dass
diesbezüglich nun auch das Verhalten des Mitversicherten selbst
– und nicht nur jenes des VN – bedeutsam ist, ergibt sich aus
§ 78 VersVG, der „Kenntnis“ und „Verhalten“ des Versicherten als
rechtlich bedeutsam deklariert57 und insofern auch für subjektive
Risikoausschlüsse einschlägig ist.58 Für die kombinierte Eigen-
und Fremdversicherung59 gilt nach hA daher, dass ein selbst ver-
wirklichter Risikoausschluss (nur) dem Versicherten selbst scha-
det.60 Die Mitversicherung begründet also trotz des in dieser
Hinsicht offenen Wortlauts keine Zurechnung von Kenntnis
und Verhalten des Versicherten an den VN.61 § 78 VersVG hat
nämlich lediglich vor Augen, den Versicherer vor etwaigen Nach-
teilen aus der Aufspaltung des Versicherungsschutzes auf mehre-
re Interesseträger zu schützen, nicht aber den Eigenversiche-
rungsteil des VN zu schwächen.62 Bei der Mitversicherung des
Sachersatzinteresses kann sich der Versicherer im Falle der Her-
beiführung des Versicherungsfalls durch den mitversicherten
Sachnutzer also gegenüber dem VN grundsätzlich nicht auf Leis-
tungsfreiheit berufen. Weil er aber gegenüber dem Sachnutzer in
Ansehung dessen Sachersatzinteresses nicht deckungspflichtig
ist, steht ihm der Regressweg offen. Wegen des verwirklichten
Risikoausschlusses liegt der Schaden außerhalb des Versiche-

52 Dazu Burtscher, JBl 2022, 123 (126), der bereits einen Verstoß gegen die
Geltungskontrolle nach § 864a ABGB annimmt.

53 Dieser gedankliche Schritt ist freilich nicht in allen denkbaren Fallkonstel-
lationen selbstverständlich, weil in § 68a VersVG nur davon die Rede ist, dass
nicht zum „Nachteil des VN“ abgewichen werden darf. In den typischen
Fällen, in denen die Interessenlage des VN einen Regressschutz seiner Nut-
zungsberechtigten einschließt, lässt sich eine solche Abweichung iSd § 68a
VersVG zweifellos bejahen. Einer näheren Untersuchung vorbehalten bleibt
aber, wie sich abweichende Interessenlagen im Einzelfall auf diese Beurtei-
lung auswirken (s zur grundsätzlich typisierten Betrachtungsweise einst-
weilen nur Klimke, Die halbzwingenden Vorschriften des VVG [2003] 93ff).

54 Auch auf das Haftungsverhältnis hätte ein vertraglicher Haftungsvorbehalt
aber keine Auswirkungen, weil der anzunehmende Vorteilsausgleich nach
erfolgter Deckung durch den Versicherer (FN 23) dem allgemeinen Schaden-
ersatzrecht entspringt und nicht disponibel ist. Einen gar nicht so weit
entfernten Gedanken formuliert Armbrüster, NVersZ 2001, 193 (194) in FN 13:
Eine Verpflichtung zur Einräumung eines Haftungsausschlusses könne sich
im Falle der Überwälzung der Prämien auf den Mieter bereits aus dem ob-
jektiven Recht ergeben und deren Verletzung einem Schadenersatzanspruch
des Vermieters entgegengehalten werden.

55 Auch die – wenngleich äußerst knappen – Erwägungen Armbrüsters (Arm-
brüster, Haftpflichtinteressen 123) stützen sich auf den durch § 61 VVG aF
gedeckelten Versicherungsschutz.

56 Diese kann vertraglich freilich ebenso ausgeweitet werden; vgl Armbrüster in
Prölss/Martin, VVG I32 § 81 Rz 87; Baumann in Bruck/Möller, VVG III9 (2009)
§ 81 Rz 192 unter Verweis auf die Kaskoversicherung, wo in der Praxis mit-
unter auf den Einwand der grob fahrlässigen Herbeiführung des Versiche-
rungsfalls – abgesehen von bestimmten Verhaltensweisen – verzichtet wird.

57 Die marginalen sprachlichen Unterschiede der österr und dt Bestimmung
(nach § 47 Abs 1 VVG sind Verhalten und Kenntnis „zu berücksichtigen“; gem
§ 78 VersVG kommen sie wie auch nach § 79 VVG aF „in Betracht“) gebieten
jedenfalls kein abweichendes Verständnis.

58 Vgl zu § 47 VVG etwa Klimke in Prölss/Martin, VVG I32 § 47 Rz 2.
59 Ein Sachversicherungsvertrag, der das Sacherhaltungsinteresse des Eigen-
tümers und das Sachersatzinteresse des Sachnutzers versichert, ist (unab-
hängig davon, wer der Genannten VN ist) jedenfalls eine solche kombinierte
Eigen- und Fremdversicherung.

60 Zum herrschend vertretenen „Trennungsgrundsatz“ bei der kombinierten
Eigen- und Fremdversicherung Brand in Bruck/Möller, VVG II10 (2022) § 47
Rz 47; Klimke in Prölss/Martin, VVG I32 § 47 Rz 10 mwN; vgl auch Langheid in
Langheid/Wandt, MüKo VVG I3 § 47 Rz 11; für Ö Kraus, Fremde Rechnung 98f;
Hafner, Drittzurechnung bei Obliegenheitsverletzung und Herbeiführung des
Versicherungsfalls? (2020) 52f.

61 Auch außerhalb der kombinierten Eigen- und Fremdversicherung ist bei der
Zurechnungsfrage nach zutreffender Ansicht stets auf den Zweck der
Kenntnis- oder Verhaltensanordnung abzustellen, s Klimke in Prölss/Martin,
VVG I32 § 47 Rz 3f unter gleichzeitigem Verweis auf die Diskussion, ob es sich
um eine reine Zurechnungsbestimmung oder die Auferlegung eigener Ver-
haltensvorschriften handelt; s auch Rixecker in Langheid/Rixecker, VVG7

(2022) § 47 Rz 2; in Ö zustimmend Kraus, Fremde Rechnung 95ff.
62 Klimke in Prölss/Martin, VVG I32 § 47 Rz 10; Hafner, Drittzurechnung 54.
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rungsschutzes des Sachnutzers, womit er als Dritter iSd § 67
Abs 1 VersVG regresspflichtig ist.
Daran anknüpfend muss mit Blick auf die unterschiedliche

Rechtsnatur von Sacherhaltungs- und Sachersatzinteresse über-
legt werden, ob für das Verhalten des Sachersatzinteresseträgers
tatsächlich § 61 VersVG oder – entsprechend der Natur als sach-
bezogenes Haftpflichtinteresse – § 152 VersVG einschlägig ist.
Hier ist trotz aller Eigenständigkeit des Sachersatzinteresses hin-
sichtlich der rechtlichen Bedeutung von Kenntnis und Verhalten
doch auf dessen Annex-Charakter zu verweisen. So greift das
Sachersatzinteresse ja nur im Rahmen des primär versicherten
Sacherhaltungsinteresses. Letzteres bestimmt den Vertragscha-
rakter als Sachversicherung und damit auch die Risikobegren-
zung, die folglich auch für das Sachersatzinteresse maßgebend
sein muss.63 Abweichendes kann freilich vereinbart werden; typi-
scherweise wird das Sachersatzinteresse allerdings nicht dezidiert
im Vertrag angesprochen.

b) Prämienabhängiger Regressschutz
Im Übrigen lassen sich die unterschiedlichen Regressschutzfor-
men in zwei Gruppen einteilen: Die erste Gruppe – der haftungs-
rechtliche (bei A.) sowie der objektiv-abstrakte Ansatz (B.) –
knüpft entscheidend an die Überwälzung der Prämie an. Daraus
folgt mit Blick auf den Schutzumfang, dass auf Seiten des Re-
gressschutzes auch der prämienäquivalente Versicherungsschutz
abgebildet sein muss. Stellt die Prämienüberwälzung nämlich ge-
rade die Rechtfertigung für die Annahme einer Haftungsbe-
schränkung oder für die einschränkende Auslegung des § 67
Abs 1 VersVG dar, dann ist ein Gleichlauf von Versicherungs-
schutz und Regressschutz eigentlich eine Selbstverständlichkeit.
In diesem Umfang wird der prämienzahlende Mieter nicht be-
reichert; in diesem Umfang besteht auch jener „Impuls“,64 der die
Annahme einer Haftungsbeschränkung im Mietvertrag rechtfer-
tigt. Für diese beiden Formen des Regressschutzes gilt daher: Er-
streckt sich der Versicherungsschutz auch auf die grob fahrlässige
Herbeiführung des Versicherungsfalls durch den VN, führt die
Belastung mit der Mehrprämie auch zur Erstreckung des Re-
gressschutzes auf die grob fahrlässige Herbeiführung durch den
Regressprivilegierten. Dass Versicherungsschutz und Regress-
schutz bei diesen Regressschutzformen in Ansehung des Verhal-
tens des Regressgeschützten insofern parallel verlaufen, wird
noch für die Frage der Bindung an Obliegenheiten von Bedeu-
tung sein (s sogleich C.3.).

c) Stillschweigender Regressverzicht
Von besonderem Interesse ist nun jene Regressschutzform, die
nach ihren Vertretern nicht von der Überwälzung der Prämie
abhängen soll: Der konkludente Regressverzicht. Der Frage, in-
wieweit hier ein erweiterter Versicherungsschutz zu berücksich-
tigen ist, hat sich das deutsche Schrifttum im Zusammenhang
mit der Abkehr vom „Alles-oder-Nichts-Prinzip“ im Rahmen
der VVG-Reform 2008 gewidmet, weil § 81 Abs 2 VVG nun-
mehr selbst bei grober Fahrlässigkeit die teilweise Leistungs-
pflicht des Versicherers ermöglicht. Die Lehre spricht sich daher
mehrheitlich dafür aus, auch vertragliche Regressverzichte an
diesen „neuen Standard“ des § 81 Abs 2 VVG „anzupassen“.65
Anders sieht dies allerdings der BGH, der einen Interessenkon-
flikt des VN erkennt, würde man einen anteiligen Regressver-
zicht auch bei grober Fahrlässigkeit zulassen. Aufgrund der Un-
terstützungsobliegenheit des § 86 Abs 2 VVG müsste der VN
dann nämlich auf eine besonders hohe Regressquote wirken, ob-
wohl dies seinen eigentlichen Interessen widerstreite.66 Die er-

gänzende Vertragsauslegung ergebe daher keine Erstreckung
des Regressverzichts auf grobe Fahrlässigkeit.
Diese Ansicht des BGH ist freilich nicht ganz konsequent, zu-

mal er die Begrenzung des Versicherungsschutzes auf leichte
Fahrlässigkeit zuvor nochmit einer „entsprechenden Anwendung“
des § 61 VVG aF begründete.67 Geht der Gesetzgeber nunmehr
von einer veränderten typisierten Interessenlage aus, müsste dies
konsequenterweise wohl auch für den Regressbegünstigten gel-
ten. Nachdem der Regressverzicht damit nicht über das Niveau
des Versicherungsschutzes hinausgeht, führt dies aus Versiche-
rer-Sicht auch (selbst wirtschaftlich betrachtet68) nicht zu einer
Risikoerhöhung gegenüber der Eigennutzung des VN.69
Zuzugeben ist aber, dass konkludente Regressverzichte zu-

mindest nicht zwingend immer dem Umfang des Versicherungs-
schutzes entsprechen müssen. Ihre Herleitung hängt eben nicht
von der Überwälzung der Versicherungsprämien, sondern von
den erkennbaren Interessen der Vertragsparteien ab.70 Dass diese
von Fall zu Fall divergieren können, zeigen die ausdrücklichen
Regressverzichte in der österr und dt Versicherungspraxis. Im
Rahmen der österr Kaskoversicherung wäre der Begünstigte –
so mitversichert – auch für grobe Fahrlässigkeit geschützt;71 der
dt A.2.8. AKB 2015 erstreckt sich in Anlehnung an das gesetz-
liche Vorbild in § 81 Abs 2 VVG generell auf die grobe Fahrläs-
sigkeit und sieht einen nach der Schwere des Verschuldens abge-
stuften Regressschutz vor. Demgegenüber besteht ein Regressver-
zicht der österr Gebäudeversicherung nach den Musterbedin-
gungen nur für leichte Fahrlässigkeit.72 Dass Art 10 AKKB der

63 Im Ergebnis ebenso Klimke in Prölss/Martin, VVG I32 § 47 Rz 9; Hafner, Dritt-
zurechnung 52, FN 252 mwN; ausf Armbrüster, Haftpflichtinteressen 180ff,
der von einem Gleichlauf des Deckungsumfangs zwischen Sacherhaltungs-
und Sachersatzinteresse ausgeht und über eine stillschweigende Abbedin-
gung des § 152 VersVG zu dessen Nichteinschlägigkeit gelangt; ähnlich
jüngst Uitz, Regressschranken leistungspflichtiger Gebäudeversicherer ge-
genüber schadenstiftenden Bestandnehmern: Drittbegünstigung durch Mit-
versicherung und Regressverzicht, wobl 2024, 429 (431f).

64 Kath, Regress 161.
65 Siehe insb Staudinger/Kassing, Der Regress des Gebäudeversicherers gegen
den Mieter im Lichte der VVG-Reform, VersR 2007, 10; Voit in Bruck/Möller,
VVG III9 § 86 Rz 206; Armbrüster, Regressschutz des Mieters – Rückkehr zur
haftungsrechtlichen Lösung? VersR 2010, 1016 (1017); in diese Richtung
tendierend, aber zu Recht auf die gebotene Einzelfallbetrachtung verwei-
send Wandt, Versicherungsrecht6 (2016) Rz 1029f mwN zur Diskussion. Da-
gegen Möller/Segger in Langheid/Wandt, MüKo VVG I2 (2017) § 86 Rz 232, die
sich darauf berufen, dass die Beschränkung des Regressverzichts auf leichte
Fahrlässigkeit eben nicht auf § 61 VVG aF, sondern auf die Vertragsauslegung
gestützt wurde.

66 BGH 26. 10. 2016, IV ZR 52/14 r+s 2017, 73 (krit Dickmann).
67 BGH 13. 9. 2006, IV ZR 378/02 r+s 2006, 458; so auch J. Prölss in Prölss/Martin,
VVG I27 § 80 Rz 14a, der von der auch hier vertretenen Grundthese ausgeht,
dass Regressschutz nicht weiter als Versicherungsschutz reichen kann.

68 Für das versicherte Risiko selbst ist die Regressmöglichkeit ohnehin nicht
relevant; s zur Nichtberücksichtigung der Regresseinnahmen bei der Prä-
mienkalkulation von Goldbeck, Grenzen des Versichererregresses, ZEuP
2013, 283 (309); Armbrüster, Haftpflichtinteressen 126f, jeweils mwN; vgl
auch Gärtner, Bereicherungsverbot (1970) 165ff.

69 Das gilt im Übrigen auch für etwaige vertragliche Ausweitungen des Versi-
cherungsschutzes, für welche die vom BGH ins Treffen geführten Argumente
ohnehin großteils nicht einschlägig sind.

70 Vgl wiederum die Herleitung der Deckelung des Regressverzichts mit der
leicht fahrlässigen Schädigung bei Armbrüster, Haftpflichtinteressen 123;
dies spricht auch der BGH 26. 10. 2016, IV ZR 52/14 r+s 2017, 73 (75) an,
wenn er darauf verweist, dass es in der Rsp immer nur darum ging, den
Mieter vor leichter Fahrlässigkeit zu schützen.

71 Das ergibt sich aus der Formulierung des Art 10 AKKB 2015: „§ 67 VersVG
findet gegenüber dem berechtigten Lenker nur dann Anwendung, wenn auch
einem Versicherungsnehmer [. . .] bei gleichem Sachverhalt Leistungsfreiheit
einzuwenden gewesen wäre“, der daher – anders als der dt A.2.8. AKB 2015
auch eine Obliegenheitsbindung des Regressbegünstigten vorsieht (dazu
noch unten).

72 Siehe die Zusatzbedingungen zur Leitungswasser- und Feuerversicherung
für Wohngebäude (Z 3 ZB W WG 2001; Z 3 ZB F WG 2001).
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typischen Interessenlage nach der hier vertretenen Ansicht wohl
am nächsten kommt, wird im Folgenden noch im Zusammen-
hang mit der Bindung an Obliegenheiten dargestellt, wo sich ein
Gleichklang von Versicherungs- und Regressschutz für den Ver-
sicherer vorteilhaft auswirkt.

3. Die Bindung an Obliegenheiten
Genießt der Gebrauchsberechtigte durch die Sachversicherung
des Eigentümers wirtschaftlich betrachtet Versicherungsschutz,
drängt sich die Frage auf, ob ihm die Verletzung vertraglicher
Obliegenheiten ebenfalls schadet. Diese Frage hat bei der Sach-
versicherung freilich deshalb eine besondere Bedeutung, weil der
Sachnutzer regelmäßig nicht nur einen engen Bezug zum Scha-
densfall, sondern definitionsgemäß auch zu der versicherten Sa-
che aufweist. Die Einhaltung der meisten Obliegenheiten liegt
damit in seinem unmittelbaren Einflussbereich. Das betrifft etwa
die Schadensminderungspflicht (§ 62 VersVG), die Verhaltens-
anordnungen aus dem Regime der Gefahrerhöhung,73 die gesetz-
lichen Anzeigepflichten (§§ 33f VersVG) sowie die vertraglich
vereinbarten primären und sekundären Obliegenheiten. Werden
diese Verhaltensanordnungen durch den Sachnutzer schuldhaft
verletzt und führen sie zum Versicherungsfall, kann sich der Ver-
sicherer gegenüber dem VN dennoch nicht auf Leistungsfreiheit
berufen, wenn sich dieser nichts zuschulden kommen hat las-
sen.74 Wie schon bei den subjektiven Risikoausschlüssen wäre
es aus Versicherer-Sicht aber ein eigenartiges Ergebnis, bliebe
es trotz einer (objektiv zur Leistungsfreiheit berechtigenden) Ob-
liegenheitsverletzung bei einer wirtschaftlichen Endbelastung
des Versicherers.75 Es gilt daher zu untersuchen, wie sich der Re-
gressschutz im Falle der Obliegenheitsverletzung durch den Re-
gressprivilegierten verhält.

a) Versicherungsvertraglicher Regressschutz
Unproblematisch erscheint dies zunächst für den Bereich der
echten Mitversicherung des Sachersatzinteresses, weil hier ohne
Weiteres auf die Ausführungen zum subjektiven Risikoaus-
schluss verwiesen werden kann. Das Verhalten des Mitversicher-
ten ist ex lege rechtlich bedeutsam (§ 78 VersVG), womit auch
eine Bindung an Obliegenheiten einhergeht.76 Die Zurechnung
einer Obliegenheitsverletzung an den VN kommt aufgrund der
insoweit anzunehmenden Eigenständigkeit der Interessen bei der
kombinierten Eigen- und Fremdversicherung nicht in Betracht.77
Folglich stellt sich im Regressweg die Frage, ob zumindest das
Sachersatzinteresse des Mitversicherten „infiziert“ wird. Das ist
mit der ganz hA zu § 78 VersVG zu bejahen.78
Differenzierter zu behandeln ist die Obliegenheitsthematik

beim Regressverzicht. Weil es sich dabei um keine echte Mitver-
sicherung handelt, bestehen hier auf den ersten Blick keine eige-
nen Obliegenheiten des Nutzungsberechtigten.79 Die durchaus
vergleichbare Stellung des Verzichtsbegünstigtenmit demMitver-
sicherten lässt freilich dennoch einen Analogieschluss nahelie-
gen.80 Überdies sollte die methodische Herleitung des konkluden-
ten Regressverzichts vergegenwärtigt werden: Wie passen also
vertragliche Obliegenheiten in die dem konkludenten Regressver-
zicht zugrundeliegende Interessenanalyse? Nachdem die Interes-
sen des Versicherers dabei stets mit jener Begründung ausgeklam-
mert wurden, dass diese nicht schützenswert bzw dem VN nicht
erkennbar seien,81 stößt diese Begründung hier mE an ihre Gren-
zen: Das Risiko für den Versicherer erhöht sich nämlich dann,
wenn sich der ausschließliche Sachnutzer nicht mehr an die ver-
traglich vereinbarten Regeln zu halten hat und die Sanktion der
Leistungsfreiheit seinemVerhalten gegenüber nicht greift. Die mit

den vertraglich bedungenen Obliegenheiten intendierte Verhal-
tenssteuerung82 würde dann nämlich bereits dadurch zunichtege-
macht werden, dass der VN die Sache einem anderen überlässt.
Mit dem (jedenfalls teilweisen) Wegfall der im Versicherungsver-
tragsrecht zentralen Verhaltenssteuerung erhöht sich aus Versi-
cherer-Sicht selbstverständlich auch das Risiko; es besteht für
den Sachnutzer dann ja kein Anreiz, sich an Obliegenheiten zu
halten. Die dem Regressschutz zugrunde liegende Ausgangsthese,
dass die Sachnutzung durch einen berechtigten Dritten zu keiner
Risikoerhöhung des Versicherers führe,83 trifft dann nicht mehr
zu.84 Dass all dies nicht im Interesse des Versicherers sein kann,
ist einem durchschnittlich verständigen VNmE nicht nur erkenn-
bar, er hat sogar ein eigenes Interesse daran, dass sein Mieter an
Obliegenheiten gebunden wird. Verändert sich nämlich andern-
falls – wie soeben dargelegt – das vom Versicherer übernommene
Risiko, drohen aus VN-Sicht die Rechtsfolgen der Gefahrerhö-
hung gem den §§ 23ff VersVG, die dann bereits durch die Sach-
überlassung an einen nicht an Obliegenheiten gebundenen Sach-
nutzer begründet werden könnte.85 Den VNwürde eine Obliegen-

73 Ein anschauliches Beispiel bietet hier OGH 23. 10. 2024, 7 Ob 153/24m: Dem
Vermieter konnte der Versicherer die gewillkürte Gefahrerhöhung der Mieter
(durch Montur einer Serienparallelschaltung „von rund 60 Autobatterien“)
mangels Kenntnis und mangels Zurechnung der Mieter nicht entgegenhal-
ten. Es stellt sich aber die Frage, ob den Mietern jenes Verhalten im Re-
gresswege (aus dem Titel der Gefahrerhöhung) schaden würde.

74 Das gilt in Ö aufgrund des vorherrschenden Selbstverschuldensprinzips.
Auch in D ist der Mieter aber grundsätzlich kein Repräsentant des VN (s nur
Armbrüster in Prölss/Martin, VVG I32 § 28 Rz 125 mit Judikaturnachweisen; zB
BGH IVa ZR 242/87 NJW 1989, 1861, weil dem Mieter/Pächter keine ausrei-
chende Stellung als „Vertreter“ des VN gegenüber dem Versicherer zukomme;
s aber iZm dem Mieterregress in diese Richtung erwägend Segger in Lang-
heid/Wandt, MüKo VVG I3 § 86 Rz 222). Auch aus der Stellung als Mitversi-
cherter folgt allgemein keine Zurechnung (s bereits oben).

75 Darauf hinweisend auch Perner, Zurechnung von Drittverhalten im österrei-
chischen Versicherungsvertragsrecht, VersR 2025, 398 (405).

76 Wenngleich die Motive 153 die Frage, ob nach Vertragsabschluss zu erfül-
lende Obliegenheiten von § 78 VersVG erfasst sind, noch verneinen („[. . .]
kann durch eine einheitliche gesetzliche Regelung nicht entschieden werden“),
geht die hA von einer Erfassung sämtlicher Obliegenheiten aus (s nur Kraus,
Fremde Rechnung 92 mwN). Nachdem der Gesetzgeber vor allem die Frage
der Aufgabenverteilung zwischen VN und Versicherten offenlassen wollte,
steht dies zum heutigen Verständnis nicht im Widerspruch, zumal die Frage
der Aufgabenverteilung auch unter Anwendung des § 47 VVG (§ 78 VersVG)
im Einzelnen nach Sinn und Zweck der Obliegenheit beurteilt wird (s nur
Brand in Bruck/Möller, VVG II10 § 47 Rz 20). Ebenso schwebte es dem Ge-
setzgeber vor („[. . .] unter Berücksichtigung des Inhalts der betreffenden Ob-
liegenheit nach den Umständen des einzelnen Falls [. . .]“).

77 Eine Zurechnung kann freilich dennoch angenommen werden, wenn der
Mitversicherte zugleich Repräsentant des VN ist (D) bzw (Ö) er etwa aus or-
ganschaftlichen Gründen (§§ 337, 26 ABGB) dem VN zuzurechnen ist.

78 Dazu iZm subjektiven Risikoausschlüssen bereits oben (insb FN 60).
79 Armbrüster, Haftpflichtinteressen 101.
80 Dazu Hafner, Drittinteressen 68f mit dem zutreffenden Hinweis, dass eine
Bevorteilung des Verzichtsbegünstigten gegenüber dem Mitversicherten
nicht einsichtig wäre; ebenso in diese Richtung erwägend Perner, VersR 2025,
398 (405).

81 Insb Armbrüster, Haftpflichtinteresse 138ff.
82 Statt aller Perner, Privatversicherung2 Rz 4.34f.
83 Armbrüster, Haftpflichtinteressen 129ff; J. Prölss, Stille Teilhabe an fremden
Versicherungsverträgen – zur konkludenten Einbeziehung von Drittinteres-
sen in der Sachversicherung, r+s 1997, 221 (223); noch zum Sachersatzin-
teresse etwa Honsell, VersR 1985, 301 (304).

84 Die fehlende Bindung des unmittelbaren Sachnutzers an Obliegenheiten ist
also unmittelbar risikorelevant. Es geht hierbei nicht um individuelle Sorg-
faltsdivergenzen, die der Versicherer bei Vertragsabschluss ohnehin nicht
prüft (Armbrüster, Haftpflichtinteressen 132), sondern um das Ausbleiben
eines auf alle VN unterschiedslos ausgerichteten Steuerungseffekts. Dazu
tritt die wirtschaftlich betrachtet verschlechterte Position des Versicherers
im Falle der Verletzung einer mit Leistungsfreiheit bedrohten Obliegenheit
durch den Sachnutzer. Dem Versicherer wird das Schadensrisiko mangels
Bindung des Sachnutzers dennoch endgültig zugewiesen.

85 Martin, Sachversicherungsrecht2 (1986) J II Rz 7 zieht für den durchaus ver-
gleichbaren Fall einer Sachüberlassung an einen besonders sorglosen
Sachnutzer gar die grob fahrlässige Herbeiführung des Versicherungsfalls
durch den VN in Betracht.
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heitsverletzung des Sachnutzers also uU „durch die Hintertür“
selbst treffen, weil sich gerade die erhöhte Gefahr verwirklicht
hätte. Die Abhängigkeit eines Regressschutzes von der Einhaltung
der den Mieter treffenden vertraglichen Obliegenheiten wird da-
her in aller Regel dem Willen beider Vertragsparteien entspre-
chen. Sowohl die von Armbrüster und dem OGH vertretene ein-
fache Vertragsauslegung als auch die ergänzende Vertragsausle-
gung des BGH können daher mE nur zu einem obliegenheitsbe-
dingten Regressverzicht führen. Dieses Ergebnis als Grundregel
für den stillschweigenden Regressverzicht folgt bereits unmittel-
bar aus der zugrunde liegenden Interessenanalyse. Eine analoge
Anwendung des § 78 VersVG ist deshalb mE nicht erforderlich,
gleichwohl dem Gedanken des „Aufspaltungsrisikos“ aus der
Fremdversicherung sicherlich ein gewisser Leitbildcharakter zuer-
kannt werden kann.86
Von dieser Grundregel kann nun abgewichen werden: Ergibt

die Vertragsauslegung beim konkludenten Regressverzicht also
im Einzelfall eine abweichende Interessenlage, kann auch ein ob-
liegenheitsunabhängiger Verzicht vorliegen.87 Das wird bei still-
schweigenden Regressverzichten weniger eine Rolle spielen; ge-
rade bei ausdrücklichen Regressverzichten sind Abweichungen
von der soeben postulierten Interessenlage indessen nichts Neu-
es. Derart gestaltet sich die Lage etwa beim Regressverzicht der
österr Leitungswasser- und Feuerversicherung für Wohngebäu-
de. Dieser ist bewusst nicht obliegenheitsbedingt formuliert, wes-
halb sich der Erklärungsempfänger auch auf eine entsprechende
Auslegung verlassen kann. Es handelt sich hierbei um einen vom
Versicherungsschutz abgekoppelten Regressverzicht, der auch
keine Erstreckung auf grobe Fahrlässigkeit ermöglicht (C.2.)
und aus Gründen der Rechtssicherheit durchaus erwünscht sein
kann. Treffend erkennt dies in D auch Brill88 im Zusammenhang
mit einer E des LG Kiel89 zum Regress gegen den berechtigten
Lenker in der Kaskoversicherung. Weil hier ein ausdrücklicher
Regressverzicht vorlag, der dezidiert nicht auf den Versiche-
rungsschutz Bezug nimmt,90 verbleibt für die Bindung des Be-
günstigten an Obliegenheiten entgegen der E des LG Kiel kein
Raum.91
Demgegenüber orientiert sich der österr Art 10 AKKB gerade

an der oben vertretenen typischen Interessenlage: Er greift nicht,
wenn bei gleichem Sachverhalt gegenüber dem VN Leistungs-
freiheit einzuwenden gewesen wäre, und statuiert damit einen
obliegenheitsbedingten Versicherungsschutz. Der OGH hält die-
sen bedingten Verzicht für derart selbstverständlich,92 dass er in
einer E gar obiter statuiert, dass der Profiteur eines Regressver-
zichts ohnehin an Obliegenheiten gebunden wäre. Unzutreffend
ist dabei freilich nicht nur die herangezogene Bestimmung (§ 79
VersVG93), sondern auch die These, es handle sich beim Regress-
verzicht um eine Art der Mitversicherung des Sachersatzinteres-
ses, auf die daher die Bestimmungen zur Fremdversicherung zur
Anwendung gelangen würden.94 Zutreffend ist aber – und dies-
bezüglich sei wiederum auf das oben Gesagte verwiesen – der
dahinterstehende Gedanke. Der Versicherer möchte mit einer
Regressbegünstigung – ebenso wie bei der Fremdversicherung
– grundsätzlich kein „Mehr“ an Versicherungsschutz gewähren.95
Im Zweifel ist ihm deshalb auch kein Regressverzicht zuzumuten,
der unabhängig von der Einhaltung der Obliegenheiten besteht.
Konkludente Regressverzichte sind daher nach dem Vorbild des
Art 10 AKKB grundsätzlich obliegenheitsbedingt.96

b) Prämienabhängiger Regressschutz
Eine Obliegenheitsbindung lässt sich schließlich auch für die bei-
den von der Prämienüberwälzung abhängigen Regressschutzfor-

men annehmen. Weil sich der Regressschutz diesfalls nur durch
die Finanzierung des Versicherungsschutzes rechtfertigt, kann er
auch nur im Ausmaß des Versicherungsschutzes bestehen. Ist
jener durch Obliegenheiten bedingt, muss dies grundsätzlich
auch für eine konkludente Haftungsbeschränkung sowie eine ge-
setzliche Regressbeschränkung gelten, die allein aufgrund der
Prämienüberwälzung angenommen werden.97 Wie schon beim
Regressverzicht, kann bei der Haftungsbeschränkung aber die
Interessenlage im Einzelfall Abweichendes ergeben: Wird also
bereits durch eine ausdrückliche Haftungsbeschränkung (etwa
für leichte Fahrlässigkeit) vorgesorgt,98 diese allerdings nicht zu-
gleich von der Erfüllung entsprechender Obliegenheiten abhän-
gig gemacht, dann kann der verständige Erklärungsempfänger
natürlich auch nicht von einer obliegenheitsbedingten Haftungs-
befreiung ausgehen.99 Keine Abweichungen von der grundsätz-
lich statuierten obliegenheitsbedingten Regressbefreiung sind in-
dessen beim objektiv-abstrakten Regressschutz denkbar. Der
durch die überwälzten Prämien gerechtfertigte Regressschutz
ist ebenso wie der durch die Prämien abgebildete Versicherungs-
schutz „obliegenheitsbelastet“. Fragwürdig erscheinen mag in
diesem Zusammenhang die Methodik: Kann die Frage der Ein-
schlägigkeit eines gesetzlichen Tatbestandelements („Dritter“)
tatsächlich vom subjektiven Verhalten des Sachnutzers abhängig
sein? ME ist das deshalb zu bejahen, weil die Tatbestandsvoraus-
setzungen des § 67 Abs 1 VersVG erst zum Zeitpunkt des An-
spruchsübergangs zu prüfen sind. So ist ja der in dieser Hinsicht
vergleichbare Sachersatzinteresseträger ebenso Dritter, wenn ihm
– etwa wegen einer Obliegenheitsverletzung – im Zeitpunkt der
Entschädigungsleistung durch den Versicherer kein Versiche-
rungsschutz (mehr) zukommt. Bis zum Deckungszeitpunkt ist
daher auch der gesetzliche Regressschutz „wandelbar“.

86 So sieht es wohl auch J. Prölss, r+s 1997, 221 (223), wenn er – freilich im
Zusammenhang mit § 61 VVG aF – statuiert, dass ein Regressverzicht nicht
weiter gehen kann als die Mitversicherung des Sachersatzinteresses.

87 IdS auch Klimke in Prölss/Martin, VVG I32 § 43 Rz 26.
88 Brill, VersR 1999, 1538; aA aber J. Prölss, ZMR 2001, 157 (159).
89 LG Kiel 6 O 145/97 VersR 1999, 1105.
90 Die Anführung von OGH 22. 2. 1990, 7 Ob 3/90 durch Klimke in Prölss/Martin,
VVG I32 § 43 Rz 26 in einem Atemzugmit der E des LG Kiel ist verfehlt, weil der
OGH-E mit Art 10 AKKB 2015 eine wesensverschiedene Regressverzichtsbe-
stimmung zugrunde lag (dazu sogleich).

91 In eine ähnliche Richtung geht wohl OLG Dresden 4 U 476/23 r+s 2024, 24
(Maier). Anders als der österr Art 10 AKKB 2015 enthalten die dt Musterbe-
dingungen der Kaskoversicherung einen dezidiert obliegenheitsunabhängi-
gen Regressverzicht (Art 2.8. AKB 2015 [Stand 2024]).

92 Zu dieser Verzichtsbestimmung gibt es eine Reihe an höchstgerichtlichen E.
Nicht immer lässt der OGH dabei aber eine richtige Einordnung derselben
erkennen (s OGH 27. 9. 2006, 7 Ob 125/06t, wonach dem berechtigten
Lenker die Stellung eines Mitversicherten zukomme).

93 Dieser Fehlverweis (gemeint ist offensichtlich § 78 VersVG) beruht offen-
sichtlich auf den herangezogenen dt Quellen zur § 78 VersVG entsprechen-
den dt Parallelbestimmung § 79 VVG aF.

94 Unter Verweis auf Martin, Sachversicherungsrecht2 J I Rz 12, der von einer
„teilweisen Mitversicherung des Sachersatzinteresses“ spricht; eine klarere
Trennung befürwortend schon Armbrüster, Haftpflichtinteressen 99f.

95 Hafner, Drittinteressen 71.
96 Im Ergebnis auch Hafner, Drittinteressen 72; J. Prölss in Prölss/Martin, VVG I27
§ 80 Rz 14a; Klimke in Prölss/Martin, VVG I32 § 43 Rz 26; aA Armbrüster,
Haftpflichtinteressen 101.

97 Für eine aus ergänzender Vertragsauslegung abgeleitete Haftungsbe-
schränkung in diese Richtung erwägend, aber im Ergebnis dennoch ableh-
nend Kath, Regress 133f.

98 Derart gestaltet sich die Lage etwa, wenn im Bereich der gewerblichen
Vermietung gegen Aufpreis ein „Versicherungsschutz“ in Form einer Haf-
tungsbeschränkung erworben werden kann (s zB OGH 30. 6. 2021, 7 Ob 219/
20m).

99 IdS auch Kath, Regress 133.
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Der Regressgeschützte kann durch die Nichtein-
haltung vertraglicher und gesetzlicher Obliegen-
heiten uU seines Schutzes verlustig werden.

c) Das Problem des „sachnäheren, aber kenntnisärmeren
Schädigers“
Weitgehend ungeklärt ist schließlich die Frage, wie sich die feh-
lende Kenntnis des Regressbegünstigten von der Obliegenheit,
an die er gebunden ist, auswirkt. § 79 VersVG, der in Ö ein eher
stiefmütterliches Dasein fristet,100 gibt hier für die Mitversiche-
rung immerhin insofern Auskunft, als die Kenntnis des Versi-
cherten zumindest dann nicht relevant sein soll, wenn er nichts
über den Abschluss des Versicherungsvertrags weiß. Dem Wort-
laut entsprechend bezieht sich diese Ausnahme nur auf die
Kenntnis des Versicherten und nicht auf sein Verhalten.101
Hiervon sieht § 79 Abs 2 VersVG wiederum eine Gegenaus-

nahme vor, wonach die Kenntnis des Versicherten ausnahmswei-
se doch zu berücksichtigen ist, wenn der VN den Vertrag ohne
Auftrag des Versicherten abgeschlossen und dem Versicherer das
Fehlen des Auftrags nicht angezeigt hat. Hiermit wird berück-
sichtigenswerten Interessen des Versicherers gedient: Weiß der
Versicherte nichts vom Vertragsabschluss, wird er aus Eigenem
auch keine Anzeigen gegenüber dem Versicherer tätigen.102 Hat
es der Versicherer dann mangels eigener Kenntnis von der unbe-
auftragten Fremdversicherung aber auch nicht in der Hand, die
Voraussetzungen des § 79 Abs 1 VersVG zu beseitigen,103 ist es
sachgerecht, die Kenntnis des Versicherten dennoch zu berück-
sichtigen.
Wie lässt sich nun die Mitversicherung des Sachersatzinter-

esses in dieses System integrieren? Wenngleich stets auf den Ein-
zelfall abzustellen ist, wird die fehlende Kenntnis des Versicher-
ten von der eigenen Mitversicherung des Sachersatzinteresses
von entscheidender Bedeutung sein.104 Hierbei kann es gem
§ 79 VersVG mE nämlich nicht darauf ankommen, ob der Mit-
versicherte überhaupt etwas vom Abschluss des Versicherungs-
vertrags weiß, sondern allein darauf, ob ihm der Abschluss eines
ihn mitversichernden Versicherungsvertrags bekannt ist.105 Eben-
so wird in diesen Fällen aber oftmals die Gegenausnahme des
§ 79 Abs 2 VersVG schlagend werden, womit Verhalten und
Kenntnis des VN wiederum von Bedeutung wären.106 IaR sind
sohin wohl Kenntnis und Verhalten des Versicherten gleicherma-
ßen zu berücksichtigen.
Damit verbleibt letztlich die aus Praktikabilitätserwägungen

unbefriedigende Situation, dass der mitversicherte Sachnutzer
an Obliegenheiten gebunden ist, die er selbst nicht kennt. Das-
selbe Problem stellt sich freilich bei den anderen Regressschutz-
formen, für die überdies nicht einmal die Ausnahme des § 79
VersVG besteht. Klimke und J. Prölss vertreten im Zusammen-
hang mit dem Regressverzicht, dass die fehlende Kenntnis von
der Verhaltensanordnung auf Verschuldensebene berücksichtigt
werden kann.107 Dem ist zuzustimmen, weil damit wohl die größ-
te Einzelfallgerechtigkeit erreicht werden kann: Selbst wenn der
Regressbegünstigte nichts von seinem Regressschutz und damit
schon gar nichts von etwaigen eigenen Verhaltenspflichten weiß,
kann es ihm etwa ohne Weiteres (auch subjektiv) zum Vorwurf
gemacht werden, wenn er Maßnahmen zur Schadensabwehr un-
terlässt und damit die Rettungsobliegenheit gem § 62 VersVG
verletzt.108 Die mangelnde Kenntnis von der eigenen Mitversi-
cherung wird hier an der kritischen Schwelle zur groben Fahr-
lässigkeit daher kaum etwas ändern. Anderes wird aber gelten,
wenn der Regressbegünstigte spezifischen vertraglichen Aufklä-

rungs- und Untersuchungsobliegenheiten nach Eintritt des Ver-
sicherungsfalls nicht nachkommt, weil er schlicht nichts von ih-
nen weiß. Die zeitige Anzeige des Schadens (wohl idR: beim VN)
ist ihm aber wiederum auch mangels Kenntnis des Regressschut-
zes zuzumuten. Schwieriger gestaltet sich die Beurteilung des
Verschuldensgrades bei primären Obliegenheiten wie etwa der
72-h-Klausel in der Leitungswasserversicherung: Kann es dem
Regressbegünstigten, dem seine geschützte Position unbekannt
ist, tatsächlich subjektiv vorgeworfen werden, dass er einer Ob-
liegenheit nicht nachkommt, die in der Praxis wohl selbst viele
VN übersehen. ME wird sich dies nicht ohneWeiteres annehmen
lassen. Denkbar ist in solchen Fällen der Verletzung einer primä-
ren Obliegenheit durch Unterlassen aber die Annahme einer ei-
genen (schuldhaften) Obliegenheitsverletzung des VN. Überlässt
er seine Sache einem Dritten, hat er diesen wohl auch auf jene
Verhaltensanordnungen hinzuweisen, die er mangels eigenen
Naheverhältnisses zur Sache nicht mehr erfüllen kann. Unterlässt
er das, verletzt er die entsprechende Obliegenheit uU selbst und
hat sich ein Eigenverschulden anzulasten.109 Nur wenn die Sach-
überlassung mit einem entsprechenden Hinweis auf die Verhal-
tensanordnungen verbunden wird, kann sich der VN mE im Fal-
le der Verletzung durch den Sachnutzer auf das fehlende Nahe-
verhältnis zur versicherten Sache berufen; nur dann hat er selbst
alles Zumutbare zur Einhaltung der Obliegenheit geleistet. Der

100 In der Rsp wurde er bisher nur zweimal unrichtig als „falscher Freund“ des
§ 79 VVG aF angewendet (OGH 20. 7. 1989, 7 Ob 14/89; 22. 2. 1990, 7 Ob
3/90).

101 Siehe Brand in Bruck/Möller, VVG II10 § 47 Rz 27; Kraus, Fremde Rechnung
100. Der Hinweis Ertls (Ertl in Fenyves/Schauer, VersVG [1. Lfg 2014] § 79
Rz 2) auf die in § 6 Abs 5 VersVG zum Ausdruck kommende Wertung, die
gewissermaßen mit den §§ 78f VersVG imWiderspruch steht, regt allerdings
zu weiterführenden Überlegungen an. Wenngleich die Wertung des § 6
Abs 5 VersVG (Sanktion nur dort, wo auch Kenntnis von der Verhaltensan-
ordnung besteht) durchaus auch auf den Versicherten zutrifft, ist die Be-
stimmung hier jedenfalls nicht unmittelbar anwendbar. Eine analoge An-
wendung scheidet wohl aus, weil § 79 VersVG das Problem der fehlenden
Kenntnis bei Versicherten abweichend regelt und insoweit keine Gesetzes-
lücke vorliegt. Dagegen ließe sich bloß vorbringen, dass § 79 VersVG nur den
gestörten Informationsfluss vor Augen hat, während § 6 Abs 5 VersVG das
Problem der unbekannten Verhaltensanordnung regelt. Weil Letzteres – wie
noch zu zeigen ist – ohnehin auf Verschuldensebene berücksichtigt werden
kann, kommt dieser Frage keine entscheidende Bedeutung zu.

102 Zum insoweit gestörten Informationsfluss Langheid/Grote, Deckungsfragen
in der D&O-Versicherung, VersR 2005, 1165 (1167); s auch bereits Motive 152.

103 Dazu Kraus, Fremde Rechnung 102; vgl auch Hübsch in Honsell, BK VVG § 79
Rz 24.

104 Gemeint sind hier freilich nur Fälle, in denen der Sachersatzinteresseträger
nicht selbst den Vertrag abschließt.

105 Es kann schließlich sein, dass das Mitglied des Fliegervereins (vgl OGH
17. 2. 1993, 7 Ob 1/93) wohl Kenntnis von einem Kaskoversicherungsver-
trag des Vereins hat, daraus aber nicht ableitet, selbst mitversichert zu sein.
Gerade dann muss die Ausnahme des § 79 VersVG mit Blick auf ihre Stoß-
richtung aber zur Anwendung gelangen. Die bloße Nichtnennung der ver-
sicherten Person im Vertrag genügt für die Annahme der Unkenntnis von
der mitversicherten Position nicht, womit auch keine Umgehung droht (zur
Umgehungsvermeidung als Zweck des Abstellens auf die Kenntnis vom
Vertragsabschluss Brand in Bruck/Möller, VVG II10 § 47 Rz 25; Imseng, Die
Rechtsstellung des Versicherten in der Versicherung für fremde Rechnung
[1964] 45 zum diesbezüglich ähnlichen Art 5 schweizerisches VVG).

106 Der Abgrenzung zwischen Kenntnis und Verhalten wird hier folglich eine
geringere Bedeutung zukommen.

107 Klimke in Prölss/Martin, VVG I32 § 43 Rz 26; J. Prölss, ZMR 2001, 157 (159).
108 Dies wird sich aus dem für das Verschulden relevanten Vergleich mit einem

Maßmenschen ergeben; eine besonders deutliche Abweichung davon liegt –
und insoweit ist J. Prölss, ZMR 2001, 157 (159) zu folgen – dann vor, wenn
„das die Obliegenheit verletzende Verhalten auch gesetzlich verboten war
oder eine Verletzung des Vertrages mit dem Versicherungsnehmer darstellte“.

109 Es handelt sich also um ein Eigenverschulden und eben um keine Zurech-
nung des Drittverhaltens; s zur in dieser Hinsicht bereits relativ großzügigen
Rsp des OGH RIS-Justiz RS0081408; jüngst OGH 23. 10. 2024, 7 Ob 158/24x
zur Verletzung der Alkoholobliegenheit durch Überlassung des Fahrzeugs an
eine alkoholbeeinträchtigte Person.
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„Ball“ liegt dann wieder beim Regressbegünstigten: Er ist nach
dem oben Ausgeführten an die Obliegenheit gebunden und kann
sich auch nicht auf die fehlende Kenntnis berufen. Die Berück-
sichtigung der möglichen Unkenntnis des Regressgeschützten
auf Verschuldensebene ermöglicht damit die notwendige Flexibi-
lität für sachgerechte Ergebnisse im Einzelfall. Ausnahmsweise
gilt also: „Ignorantia iuris excusat.“

D. Zusammenfassung in Thesen
1. Der Schutz des prämienzahlenden Mieters vor dem Regress
des Sachversicherers lässt sich schon kraft objektiven Rechts über
eine einschränkend-teleologische Auslegung des § 67 Abs 1
VersVG verwirklichen (B.).
2. Maßgeblich dafür ist vor allem, dass der Normzweck der Ver-
meidung einer Bereicherung des Schädigers nicht greift, wenn
der schädigende Sachnutzer den Versicherungsschutz selbst fi-
nanziert.
3. Der gesetzliche Regressschutz schließt vertragliche Schutzfor-
men nicht aus. Er besteht lediglich in jenem engen Bereich, in
dem Wortlaut und Telos der Legalzession die Erfassung be-

stimmter Sachnutzer als Regressschuldner nicht mehr zu tragen
vermögen.
4. Vertragliche Regressschutzformen stoßen stets dort an ihre
Grenzen, wo Abweichendes vereinbart wird. Die Annahme eines
nicht disponiblen Regressschutzes kraft objektiven Rechts ent-
spricht dem allgemeinen Rechtsempfinden diesfalls eher (C.1.).
5. Regressschutz wird zumeist in einem dem Versicherungs-
schutz nachgebildeten Umfang bestehen und sich bei entspre-
chendem Versicherungsschutz auch auf grobe Fahrlässigkeit er-
strecken. Im Einzelnen ist allerdings zwischen den verschiedenen
Regressschutzformen zu unterscheiden (C.2.).
6. Regressgeschützte sind grundsätzlich an Obliegenheiten „ge-
bunden“. Anderes gilt nur für ausdrückliche Regressverzichte
und Haftungsbeschränkungen, die keinen Bezug zu den entspre-
chenden Verhaltensanordnungen herstellen (C.3.).

Plus
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Leistungsanpassungen in der
Krankenversicherung (§ 178f VersVG)
_

Der Beitrag schnell gelesen
Krankenversicherungsverträge folgen dem Prinzip des „le-
benslangen Versicherungsschutzes“ (§ 178 i Abs 1 VersVG).
Als Ausgleich für die lange Bindung vereinbaren Krankenver-
sicherer bestimmte einseitige Vertragsanpassungsrechte für
spätere Umstandsänderungen. Neben der Änderung der Prä-
mie erlaubt § 178f Abs 2 VersVG auch die Vereinbarung eines
einseitigen Anpassungsrechts des Versicherungsschutzes (zB
nachträgliche Aufnahme eines Risikoausschlusses oder sachli-

che Begrenzung des Versicherungsschutzes in AVB). Der Bei-
trag beleuchtet Grundfragen des Änderungsrechts und unter-
sucht seine Voraussetzungen für ausgewählte praxisrelevante
Fallgruppen im Detail.1
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1 Die Autoren haben die vorliegenden Fragestellungen im Rahmen einer Studie
für den Versicherungsverband Österreich untersucht.
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